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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung 

A. Zielsetzung 

Durdi das Gesetz sollen Schwierigkeiten bei der Zulassung von 
Ausländem, insbesondere Asylberechtigten, zur Ausübung des 
tierärztlichen Berufes ausgeräumt werden. Daneben sollen im 
Interesse der Einheitlichkeit im Bereich der Heilberufsgesetze 
Angleichungen an den Wortlaut der Bundesärzteordnung vorge- 
nommen werden. 


B. Lösung 

Anpassung der Bundes-Tierärzteordnung an die vergleichbaren, 
zum Teil weitergehenden Vorschriften der Bundesärzteordnung. 

C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

keine 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
1/4 (III/2) — 230 01 — Ti 5/74 


Bonn, den 26. August 1974 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung mit Begründung (Anlage 1) 
und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Jugend, Familie und Gesundheit. 

Der Bundesrat hat in seiner 407. Sitzung am 21. Juni 1974 gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus der Anlage 2 
ersichtlic±L Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates 
ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 

Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
Arendt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Bundes-Tierärzteordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Die Bundes-Tierärzteordnung vom 17. Mai 1965 
(Bundesgesetzbl. I S. 416), zuletzt geändert durch das 
Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch vom 2. März 
1974 (Bundesgesetzbl. I S. 469), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. In § 2 Abs, 1, § 4 Abs. 1 Satz 1, Abs. 2, 4 und 5, 
§ 8 Abs. 1 und 3, §§ 10, 13 Abs. 1 und § 14 wird 
jeweils das Wort „Bestallung" durch das Wort 
„Approbation" ersetzt. 

2. § 3 erhält folgende Fassung: 

,§ 3 

Die Berufsbezeichnung „Tierarzt" oder „Tier- 
ärztin" darf nur führen, wer als Tierarzt appro- 
biert oder nach § 2 Abs. 2 oder 3 zur Ausübung 
des tierärztlichen Berufs befugt ist." ' 

3. § 4 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„ (3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 1 
Nr. 1 nicht erfüllt, so kann die Approbation als 
Tierarzt in besonderen Einzelfällen oder aus 
Gründen des öffentlichen Interesses erteilt wer- 
den. Sofern der Antragsteller zugleich die Vor- 
aussetzung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 4 nicht er- 
füllt, ist die Erteilung der Approbation nur zuläs- 
sig, wenn er eine außerhalb des Geltungsbereichs 
dieses Gesetzes abgeschlossene Ausbildung für 
die Ausübung des tierärztlichen Berufs erwor- 
ben hat und die Gleichwertigkeit des Ausbil- 
dungsstandes gegeben ist. Absatz 1 Satz 2 bleibt 
unberührt." 

4. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort „Bestallungsord- 
nung" durch das Wort „Approbationsord- 
nung" und das Wort „Bestallung" durch das 
Wort „Approbation" ersetzt; außerdem wird 
hinter dem Wort „Ausbildung" das Komma 
gestrichen und das Wort „sowie" eingefügt; 
die Worte „sowie die Prüfungsgebühren für 
die Tierärztliche Vorprüfung und die Tierärzt- 
liche Prüfung" werden gestrichen. 

b) Absatz 2 wird gestrichen. 

5. Die §§ 6 und 7 erhalten folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn 
bei ihrer Erteilung eine der Vorausetzungen nach 


§ 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 nicht Vorgelegen hat, 
die Tierärztliche Prüfung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 4 nicht bestanden oder die Ausbildung nach 
§ 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 nicht abgeschlos- 
sen war. 

(2) Die Approbation ist zu widerrufen, wenn 
nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 4 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 weggefallen ist. 

§ 7 

(1) Die Approbation kann zurückgenommen 
werden, wenn bei ihrer Erteilung die Vorausset- 
zung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 nicht Vorgele- 
gen hat. 

(2) Die Approbation kann widerrufen werden, 
wenn nachträglich eine der Voraussetzungen 
nach § 4 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 weggefallen ist. 

(3) Eine nach § 4 Abs. 1 Satz 2, Abs. 2 oder 3 
erteilte Approbation kann zurückgenommen wer- 
den, wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungs- 
standes nicht gegeben war." 

6. Nach § 9 wird folgender § 9 a eingefügt: 

.§ 9 a 

(1) Bei einer Person, deren Approbation oder 
Bestallung wegen Fehlens oder späteren Weg- 
falls einer der Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 oder 3 zurückgenommen oder wie- 
derrufen worden ist und die einen Antrag auf 
Wiedererteilung der Approbation gestellt hat, 
kann die Entscheidung über diesen Antrag zu- 
rückgestellt und zunächst eine Erlaubnis zur Aus- 
übung des tierärztlichen Berufs bis zu einer Dauer 
von zwei Jahren erteilt werden. 

(2) Die Erlaubnis wird nur widerruflich und be- 
fristet erteilt; sie kann auf bestimmte Tätigkeiten 
und Beschäftigungsstellen beschränkt werden. 
Personen, denen die Erlaubnis erteilt worden ist, 
haben im übrigen die Rechte und Pflichten eines 
Tierarztes." 

7. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Die Erlaubnis kann auf bestimmte Tä- 
tigkeiten und Beschäftigungsstellen be- 
schränkt werden. Sie darf nur widerruflich und 
nur bis zu einer Gesamtdauer der tierärzt- 
lichen Tätigkeit von höchstens vier Jahren im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes erteilt oder 
verlängert werden." 
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b) Folgende Absätze 3 und 4 werden angefügt: 

„(3) Eine Erlaubnis darf ausnahmsweise 
über den in Absatz 2 genannten Zeitraum hin- 
aus erteilt oder verlängert werden, wenn es 
im Interesse der tierärztlichen Versorgung 
liegt oder wenn der Antragsteller asylberech- 
tigt ist. 

(4) Personen, denen eine Erlaubnis zur Aus- 
übung des tierärztlichen Berufs erteilt worden 
ist, haben im übrigen die Rechte und Pflichten 
eines Tierarztes." 

8. In § 13 Abs. 2 wird die Verweisung „§§ 6 bis 8 
und 11" durch die Verweisung „§§ 6 bis 8, 9 a und 
11" ersetzt. 

9. In § 15 Abs. 1 werden die Worte „die bei Inkraft- 
treten dieses Gesetzes in seinem Geltungsbe- 
reich" durch die Worte „die am . . . (Inkrafttreten 
des Änderungsgesetzes) ... im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes" und die Worte „gelten als Be- 


\ 

Stallung" durch die Worte „gelten als Appro- 
bation ersetzt. 

Artikel 2 

Der Bundesminister für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit wird ermächtigt, die Bundes-Tierärzteord- 
nung in der geltenden Fassung mit neuem Datum 
bekanntzumachen und dabei Unstimmigkeiten des 
Wortlauts zu beseitigen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 
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Begründung 


Durch die vorgesehene Gesetzesänderung sollen im 
wesentlichen § 4 Abs. 3 und § 11 der Bundes-Tier- 
ärzteordnung an die entsprechenden Vorschriften 
des § 3 Abs. 3 und des § 10 der Bundesärzteordnung 
angeglichen werden. 

Beim Vollzug der Bundes-Tierärzteordnung haben 
sich Schwierigkeiten bei der Zulassung von Auslän- 
dern zur Ausübung des tierärztlichen Berufs ergeben. 
Insbesondere wirkt sich die in § 11 vorgeschriebene 
Befristung der Erlaubnis zur Ausübung des tierärzt- 
lichen Berufs auf höchstens vier Jahre in den Fällen 
hindernd aus, in denen Asylberechtigte für einen 
längeren Zeitraum hier verbleiben und noch nicht 
abzusehen ist, ob sie die deutsche Staatsangehörig- 
keit erwerben oder ob sie die Bundesrepublik 
Deutschland wieder verlassen. Für diesen Zeitraum 
muß die Möglichkeit geschaffen werden, eine Erlaub- 
nis zur Ausübung des tierärztlichen Berufs zu ertei- 
len. Die vorgesehene Angleichung an die vergleich- 
baren weitergehenden Vorschriften der Bundesärzte- 
ordnung soll die aufgetretenen Schwierigkeiten be- 
heben. 

Außerdem werden eine Reihe von Vorschriften an 
die vergleichbaren Vorschriften in der Bundesärzte- 
ordnung angepaßt, ohne daß damit materielle Än- 


derungen verbunden sind: So werden in Anglei- 
chung an die jetzige Terminologie der übrigen Zu- 
lassungsregelungen für Heilberufe die Begriffe „Be- 
stallung", „bestallt" bzw. „Bestallungsordnung" 
durch die Begriffe „Approbation", „approbiert" bzw. 
„Approbationsordnung" ersetzt. In § 3 wird entspre- 
chend § 2 a der Bundesärzteordnung die Berufsbe- 
zeichnung „Tierärztin" ausdrücklich genannt, womit 
auch der Tatsache Rechnung getragen wird, daß die 
Zahl der Tierärztinnen ständig zunimmt. 

Die aus der Bundesärzteordnung übernommene For- 
mulierung der §§ 6 und 7 berücksichtigt nunmehr die 
im Verwaltungsrecht geklärte Terminologie, die 
zwischen der Rücknahme und dem Widerruf eines 
Verwaltungsaktes (hier: Approbation) unterscheidet. 
Der neu eingefügte § 9 a entspricht dem § 8 der Bun- 
desärzteordnung und könnte für den tierärztlichen 
Bereich gleichermaßen Bedeutung gewinnen. 

Die Änderung des § 5 trägt der Tatsache Rechnung, 
daß Prüfungsgebühren nicht mehr erhoben werden. 
Die Änderung des § 15 stellt sicher, daß eine „Be- 
stallung" nach bisherigem Recht als „Approbation" 
nach neuem Recht gilt. 

Bund, Länder und Gemeinden werden mit Kosten 
nicht belastet. 
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Aiülage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu den Eingangsworten 

Die Eingangsworte sind wie folgt zu fassen: 

„Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bun- 
desrates das folgende Gesetz beschlossen:" 

Begründung 

In Artikel 1 Nr. 8 wird eine Vorschrift der Bun- 
des-Tierärzteordnung geändert, die das Verwal- 
tungsverfahren regelt. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 3) 

In Nummer 2 ist in § 3 vor dem Wort „Aus- 
übung" einzufügen das Wort „vorübergehend". 

Begründung 

Angleichung sowohl an den Wortlaut des § 2 
Abs. 2 BTÄO, wie an den Wortlaut der entspre- 
chenden Bestimmung der Bundesärzteordnung 
(§ 2 a), was nach der Begründung des Anderungs- 
gesetzentwurfs grundsätzlich beabsichtigt ist. Ab- 
gesehen von dem Vorteil eines einheitlichen 
Sprachgebrauchs innerhalb einer Rechtsnorm 
sollte stets erkennbar sein, daß die Ausübung des 
tierärztlichen Berufs auf Grund einer Erlaubnis 
nur vorübergehender Natur ist. 


3. Zu Artikel 1 nach Nummer 5 (§ 8 Abs. 4 — neu) 
Nach Nummer 5 ist folgende Nummer 5 a einzu- 
fügen: 

,5 a. An § 8 wird folgenden Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die zuständige Behörde kann zulas- 
sen, daß die Praxis eines Tierarztes, dessen 
Approbation ruht, für einen von ihr zu be- 
stimmenden Zeitraum durch einen anderen 
Tierarzt weitergeführt werden kann."' 

Begründung 

Die Ergänzung entspricht § 6 Abs. 4 der Bundes- 
ärzteordnung und der bisher geübten Praxis im 
Rahmen der BTÄO. Dadurch werden nunmehr 
klare Verhältnisse geschaffen, insbesondere hin- 
sichtlich der Möglichkeit, den Zeitraum der Wei- 
terführung zu bestimmen. 


4. Zu Artikel 1 Nr. 7 vor Buchstabe a (§ 11 Abs. 1) 
Vor Buchstabe a ist folgender Buchstabe Oa einzu- 
fügen : 


„Oa. In Absatz 1 wird vor dem Wort „Ausübung" 
das Wort „vorübergehenden" eingefügt. 

Begründung 

Anpassung an die entsprechende Bestimmung der 
Bundesärzteordnung (§ 10 Abs. 1 BÄO) (vgl. Be- 
gründung zur Änderung des Artikels 1 Nr. 2). 

5. Zu Artikel 1 Nr. 7 Buchstaben a und b (§ 11 

Abs. 2 und 3) 

a) In Buchstabe a sind an Absatz 2 folgende 
Sätze anzufügen: 

„Eine weitere Erteilung oder Verlängerung 
der Erlaubnis ist für den Zeitraum möglich, 
der erforderlich ist, damit der Antragsteller 
eine unverzüglich nach Erteilung der Erlaubnis 
begonnene Weiterbildung zum Fachtierarzt 
abschließen kann, die innerhalb von vier Jah- 
ren aus von ihm nicht zu vertretenden Grün- 
den nicht beendet werden konnte. Die weitere 
Erteilung oder Verlängerung ist nur zulässig, 
wenn die Gewähr dafür gegeben ist, daß die 
Weiterbildung innerhalb dieses Zeitraums ab- 
geschlossen wird; sie darf den Zeitraum von 
drei Jahren nicht überschreiten." 

b) In Buchstabe b sind in Absatz 3 die Worte 
„den in Absatz 2 genannten Zeiitraum" zu er- 
setzen durch die Worte „die in Absatz 2 ge- 
nannten Zeiträume". 

Begründung zu a) und b) 

Anpassung an die entsprechende Regelung des 
§ 10 Abs. 2 Sätze 3 und 4 Bundesärzte Ordnung; 
im Bereich der tierärztlichen Weiterbildung lie- 
gen miit der ärztlichen Weiterbildung vergleich- 
bare Verhältnisse vor. Im übrigen Folgeänderung 
in § 11 Abs. 3. 

6. Zu Artikel 1 Nr. 7 Buchstabe b (§ 11 Abs. 4) 

In Nummer 7 Buchstabe b ist in Absatz 4 vor dem 
Wort „Ausübung" einzufügen das Wort „vor- 
übergehenden". 

Begründung 

Vergleiche die Begründung zur Änderung des 
Artikels 1 Nr. 2 und 7. Der Einheitlichkeit inner- 
halb der BTÄO wegen sollte die Einfügung auch 
hier vorgenommen werden, obwohl die Bundes- 
ärzteordnung in der entsprechenden Bestimmung 
(§10 Abs. 5) diesen Zusatz nicht enthält. 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2504 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zu 


Zu 1. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt. 

Artikel 1 Nr. 8 regelt die Zuständigkeit von Behör- 
den. Die Bundesregierung vertritt in ständiger Praxis 
die Auffassung, daß Zuständiigkeitsregelungen we- 
der das Verwaltungsverfahren noch die Behörden- 
einrichtung im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG be- 
treffen. 


Zu 2. 

Dem Vorschlag wiM zugestimmt. 

Zu 3. 

Dem Vorschlag wird nicht widersprochen. 


der Stellungnahme des Bundesrates 

Zu 4. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 5. Buchstabe a 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag im In- 
teresse einer einheitlichen Regelung in den verschie- 
denen Heilberufsgesetzen zu, wenngleich nicht ver- 
kannt werden darf, daß dadurch die Tendenz ver- 
stärkt werden könnte, daß Ausländer nach ihrem 
Studium in der Bundesrepublik Deutschland erst 
später oder gar nicht in ihre Heimatländer zurück- 
kehren. 

Zu 5. Buchstabe b und zu 6. 

Den Vorschlägen wird zugestimmt. 
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